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Dokumentation der Ergebnisse des Begutachtungsverfahrens 

zur 

LVBG-Novelle 2006 

unter Anführung der eingehenden Stellungnahmen 

(Synopse) 

 
 
 
 
 
 
 

Eingehende Stellungnahmen:  
 
1. Bundeskanzleramt Österreich 

2. Abteilung Landesamtsdirektion  / Verfassungsdienst 

3. Abteilung Gemeinden 

4. Zentralpersonalvertretung und Zentralbetriebsrat beim Amt der NÖ Landesregierung 

5. Gleichbehandlungsbeauftragte im Land Niederösterreich 

6. Gewerkschaft öffentlicher Dienst, Landesvorstand Niederösterreich 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landtag von Niederösterreich 
Landtagsdirektion 

Eing.: 14.03.2006 

zu Ltg.-593/L-1/5-2006 

R- u. V-Ausschuss 
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Allgemeine Stellungnahmen: 

 

 

 

• Abteilung Landesamtsdirektion / Verfassungsdienst: 

 

 
 

• Abteilung Gemeinden: 

 
 

• Gleichbehandlungsbeauftragte im Land Niederösterreich: 

 
• Zentralpersonalvertretung und Zentralbetriebsrat beim Amt der NÖ 

Landesregierung: 
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2. Stellungnahmen zu den einzelnen Änderungsvorschlägen: 

 

 
 
2. § 1 Abs. 4 und 5 lauten: 

„(4) Örtlicher Gerichtsstand in Streitigkeiten aus Dienstverhältnissen nach diesem Gesetz ist St. 

Pölten. 

 

(5) Die Landesregierung ist ermächtigt, die dienstrechtlichen, besoldungsrechtlichen, 

ausbildungsbezogenen und sonstigen mit dem Dienstverhältnis in unmittelbarem 

Zusammenhang stehenden personenbezogenen Daten der Vertragsbediensteten 

automationsunterstützt zu verarbeiten und 

- in die Personaldatensysteme direkt Einsicht zu nehmen, soweit dies zur Vollziehung dieses 

Gesetzes notwendig ist,  

- diese Daten für statistische Auswertungen zu verwenden, soweit dies zur Wahrnehmung der 

Aufgaben im Bereich der allgemeinen Personalangelegenheiten der Vertragsbediensteten 

und der finanziellen Angelegenheiten des Dienstverhältnisses der Vertragsbediensteten 

notwendig ist und 

- aus diesen Daten Adressdaten für Benachrichtigungen oder Befragungen zu verwenden, 

wenn angesichts der Auswahlkriterien für den Kreis der Betroffenen und des Gegenstandes 

der Benachrichtigung oder Befragung eine Beeinträchtigung der Geheimhaltungsinteressen 

der Betroffenen nicht zu erwarten ist.“ 

 

• Bundeskanzleramt Österreich: 
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3. § 4a entfällt. 

 

• Bundeskanzleramt Österreich: 

 

 

• Gewerkschaft öffentlicher Dienst, Landesvorstand Niederösterreich: 
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• Zentralpersonalvertretung und Zentralbetriebsrat beim Amt der NÖ 

Landesregierung: 

 

 
 

 

7. § 40 Abs. 5 lautet: 

„Bei der Ermittlung der Anspruchsdauer nach den Abs. 1 bis 3 sind Dienstverhinderungen mit 

Unterbrechungen von weniger als 6 Monaten innerhalb der letzten 5 Jahre 

zusammenzurechnen.“ 

 

• Zentralpersonalvertretung und Zentralbetriebsrat beim Amt der NÖ 

Landesregierung: 

 

 
 

• Abteilung Gemeinden: 
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• Gewerkschaft öffentlicher Dienst, Landesvorstand Niederösterreich: 

 

 
 

 

10. § 48 samt Überschrift lautet: 

„§ 48 

Freistellung zur Wiederherstellung der Gesundheit 

 

(1) Eine Kur, deren Kosten ein Sozialversicherungsträger oder der Bund auf Grund einer 

Bewilligung des Bundessozialamtes ganz oder teilweise trägt, ist auf Antrag zu bewilligen, 

wenn kein Widerspruch zu Abs. 2 besteht. Anlässlich der Bewilligung ist die Kur zur Hälfte, 

höchstens jedoch im Ausmaß von zwei Wochen, auf den Erholungsurlaub anzurechnen. Von der 

halben Anrechnung ist jedoch Abstand zu nehmen, wenn 

1. noch keine Anrechnung erfolgte oder die letzte Anrechnung mehr als 3 Jahre zurückliegt 

oder 

2. es sich um Maßnahmen der medizinischen Rehabilitation handelt oder 

3. die Zugehörigkeit zum Kreis der begünstigten Behinderten im Sinne des § 2 

Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl.Nr. 22/1970, feststeht. 

 

(2) Bei der zeitlichen Einteilung von Kuren ist – mit Ausnahme der Fälle gemäß Abs. 1 Z. 2 – 

auf dienstliche Gründe Rücksicht zu nehmen.“ 
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• Zentralpersonalvertretung und Zentralbetriebsrat beim Amt der NÖ 

Landesregierung: 

 

 
 

• Gewerkschaft öffentlicher Dienst, Landesvorstand Niederösterreich: 

 

 
 

 

13. In § 54 Abs. 4 erster Satz wird die Wortfolge „das 60. Lebensjahr vollendet hat.“ durch die 

Wortfolge „das 65. Lebensjahr vollendet hat oder wenn er die inhaltlichen Voraussetzungen 

gemäß § 21 Abs. 2 lit. d, allenfalls in Verbindung mit Art. XXIII Abs. 2 der Anlage B oder 

gemäß § 21 Abs. 2 lit. e jeweils der DPL 1972, LGBL. 2200, in der ab 1. Juli 2006 geltenden 

Fassung erfüllt.“ ersetzt. 

 

• Zentralpersonalvertretung und Zentralbetriebsrat beim Amt der NÖ 

Landesregierung: 
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• Abteilung Gemeinden: 

 

 


